
Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 98 

Kennwort: „Nördliche Neuenkirchener Straße“ 

 

 

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB 

Im Gebiet „G1“ ist keine maximale Anzahl an Wohneinheiten pro Wohngebäude festgesetzt. 

Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich nach den Kriterien des § 34 BauGB.  

Im Gebiet „G2“ sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB pro Wohngebäude maximal 2 Wohneinhei-

ten zulässig, pro Doppelhaus maximal 4 Wohneinheiten.  

Im Gebiet „G3“ sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB pro Wohngebäude maximal 6 Wohneinhei-

ten zulässig. 

 

Hinweise 

Kampfmittel 

Der Geltungsbereich liegt in einem Bereich, für den ein Vorkommen von Kampfmitteln nicht 

ausgeschlossen werden kann. Daher ist vorab von Bodeneingriffen der Kampfmittelräum-

dienst zu beteiligen und sind erforderliche Verdachtsflächen zu sondieren.  

 

Archäologie 

Bei Bodeneingriffen muss damit gerechnet werden, dass bislang unbekannte paläontologi-

sche Bodendenkmäler in Form von Fossilien (versteinerte Überreste von Pflanzen und Tie-

ren) aus der Oberkreide (Cenomanium) angetroffen werden. Aus diesem Grund sind folgende 

Hinweise zu berücksichtigen: 

1. Erste Erdbewegungen sind rechtzeitig (ca. 14 Tage vor Baubeginn) der LWL-

Archäologie für Westfalen, An den Speichern 7, 48157 Münster und dem LWL-

Museum für Naturkunde, Referat Paläontologie, Sentruper Straße 285, 48161 Münster 

schriftlich mitzuteilen. 

2. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder der Gemeinde als Untere Denkmalbehörde 

sind Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Bodenfunde, aber auch Veränderungen 

und Verfärbungen der natürlichen Bodenbeschaffenheit) unverzüglich zu melden. Ihre 

Lage im Gelände darf nicht verändert werden (§§ 15 und 16 DSchG) 

3. Der LWL-Archäologie für Westfalen oder ihren Beauftragten ist das Betreten der be-

troffenen Grundstücke zu gestatten, um ggf. archäologische und/oder paläontologi-

sche Untersuchungen durchführen zu können (§ 28 DSchG NRW). Die dafür benötig-

ten Flächen sind für die Dauer der Untersuchungen freizuhalten. 
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